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Zweite Verordnung zur Durchführung der Wirtschaftsstrafverordnung.

Vom 17. Mai 1951

Auf Grund des § 29 der Verordnung vom 23. Sep­
tember 1948 über die Bestrafung von Verstößen 
gegen die Wirtschaftsordnung — Wirtschaftsstraf­
verordnung — (ZVOB1. S. 439) wird verordnet:

§ 1
(1) Das Verlangen auf gerichtliche Strafverfolgung 

(§ 21 Abs. 2 Wirtschaftsstrafverordnung) ist in allen 
Fällen zu stellen, in denen Verstöße gegen § 7 Abs.2, 
§ 8 der Wirtschaftsstrafverordnung oder § 12 Abs. 2 
der Ersten Anordnung vom 29. September 1948 
zur Durchführung der Wirtschaftsstrafverordnung 
(ZVOB1. S. 463) den Gegenstand des Verfahrens bil­
den oder in denen Angestellte oder Helfer einer 
Dienststelle der Wirtschaftsverwaltung an den den 
Gegenstand des Verfahrens bildenden Straftaten 
beteiligt sind.

(2) In den Fällen des Abs. 1 ist die Durchführung 
eines Wirtschaftsstrafverfahrens unzulässig.

§ 2
Die Anordnung der im § 14 der Wirtschaftsstraf­

verordnung vorgesehenen Maßnahmen durch eine 
von dem zuständigen Minister ermächtigte Dienst­
stelle der Wirtschaftsverwaltung bedarf der vorheri­
gen Zustimmung durch den zuständigen Minister.

§ 3
(1) Hat eine von dem zuständigen Minister er­

mächtigte Dienststelle der Wirtschaftsverwaltung die 
vorläufige Verwaltung eines Betriebes durch einen

j Treuhänder nach § 15 Abs. 1 der Wirtschaftsstraf- 
! Verordnung angeordnet, so ist diese Anordnung auf­

zuheben, wenn nicht innerhalb einer Frist von drei ! 1

I Monaten seit ihrem Erlaß ein Wirtschaftsstrafbe­
scheid ergangen oder die Anordnung von dem zu- 

! ständigen Minister bestätigt worden ist. Dasselbe 
gilt für eine Beschlagnahme nach § 15 Abs. 2 der 
Wirtschaf tsstrafverordnung.

(2) Ist vor Inkrafttreten dieser Verordnung die 
vorläufige Verwaltung eines Betriebes durch einen 
Treuhänder oder eine Beschlagnahme nach § 15 
Abs. 2 der Wirtschaftsstrafverordnung angeordnet 
worden, so beginnt die Frist mit dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung.

§ 4
(1) Besteht die Zuwiderhandlung gegen die Wirt­

schaftsstrafverordnung in dem Verbringen von Wa­
ren, Zahlungsmitteln, Wertpapieren oder sonstigen 
Gegenständen, die wirtschaf tlichen Zwecken zu dienen 
bestimmt sind, aus dem Gebiet oder in das Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik, so ist zu­
ständige Dienststelle der Wirtschaftsverwaltung im 
Sinne der Wirtschaftsstrafverordnung das Amt zur 
Kontrolle des Warenverkehrs.

(2) Wird die Zuwiderhandlung durch andere Yer- 
waltungsorgane, insbesondere durch die Verwaltung 
der Post oder der Eisenbahn festgestellt, so sind 
diese verpflichtet, die zur Sicherung der Strafver­
folgung notwendigen Maßnahmen zu treffen und 
den Vorgang unverzüglich zur Entscheidung dem 
Amt zur Kontrolle des Warenverkehrs vorzulegen.


